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Hinweise für die Vorbereitung: 

A. Die Informationen zum Ablauf werden jeweils doppelseitig kopiert: Ablaufplan und Geschäftsordnung entsprechend der Gesamtzahl aller Mitspieler (auszuteilen gleich zu Anfang), die Anweisungen für die Fraktionssitzungen entsprechend der jeweiligen Fraktionsgröße (auszuteilen zu Beginn der ersten Fraktionssitzung). 

B. Bei den Informationen zum Inhalt wird den Fraktionspositionen (B1 – B5) jeweils B6 – B8 beigelegt. Der gesamte Block wird dann entsprechend der jeweiligen Fraktionsgrößen doppelseitig kopiert und geheftet. Auf jeden Block wird oben jeweils ein Rollenprofil geheftet. Die Unterlagen werden am Ende der Planspieleinführung ausgeteilt (=Rollenvergabe!)

C. Die Materialien werden einseitig genau einmal kopiert und im Verlauf des Planspiels ausgegeben. Sie sind chronologisch geordnet. 
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Ablaufplan
	Uhrzeit
	Dauer
	Raum
	Handlung
	Aufgaben der TN

	
	20 min
	individuell
	Einlesen
	Einarbeitung in die Rollen

	
	45 min
	Fraktionen
	1. Sitzung
	1. Wahl der/s Fraktions​vorsitzenden

2. Aufteilung auf die verschiedenen Aus​schüsse 

3. Benennung der Aus​schussvorsitzenden

4. Einigung auf eine gemeinsame Zielrichtung für die Ausschussarbeit

	
	15 min
	Plenum
	1. Lesung
	1. Konstituierung des Parlaments

2. Einsetzung der Ausschüsse

3. Überweisung des Gesetzentwurfes an die Ausschüsse

	
	60 min
	Ausschüsse
	Beratungen
	Erarbeitung von Stellungnahmen zum Gesetzesvorschlag

· nach 40 min: mitberatender Ausschuss gibt Stellungnahme an federführenden Ausschuss

· nach 60 min: federführender Ausschuss gibt Beschlussempfehlung

	
	30 min
	Fraktionen
	2. Sitzung
	1. Erarbeitung einer gemeinsamen Position zur Beschlussempfehlung

2. Gegebenenfalls Erarbeitung von Änderungsanträgen

3. Beauftragen einer/s Sprecherin/s zur Darstellung der Fraktionsposition in der 2. Lesung

	
	30 min
	Plenum
	2. und 3.    Lesung
	· 2. Lesung: 

Der / die Sprecher/in des federführenden Ausschusses stellt die Beschlussempfehlung vor.

Die Sprecher/innen der verschiedenen Fraktionen nehmen zur Gesetzes​vorlage Stellung. 

Die vorliegenden Änderungsanträge werden verlesen und zur Abstimmung gestellt.

Der Bundestag stimmt über den Gesetzentwurf in der Ausschussfassung einschl. angenommener Änderungen ab.

· 3. Lesung: 

Der Bundestag stimmt über den Gesetzentwurf als Ganzes mit den evtl. in der zweiten Le​sung beschlossenen Änderungen ab.


Geschäftsordnung 

I. Grundsätzliches
Die Leitung der Gremien des Bundestages übernehmen die von den Abgeordneten nach den untenstehenden Regeln zu bestimmenden Funktionsträger.

Die Bundestagsverwaltung hat die Aufgabe, die Abgeordneten bei ihrer Arbeit zu unterstützen. 

Während der Plenardebatten wird die Redezeit entsprechend der jeweiligen Fraktionsgrößen an die  Fraktionen aufgeteilt. 

II. Die Funktionsträger
1. Der Bundestagspräsident

Der Bundestagspräsident repräsentiert den Bundestag als Verfassungsorgan nach außen, leitet die Bundestagsverwaltung und führt den Vorsitz im Plenum. Er hat das protokollarisch höchste Amt nach dem Bundespräsidenten inne. Er wird von der größten Fraktion vorgeschlagen und vom Plenum des Bundestages gewählt. 

Er hat die Aufgabe, die Arbeitsfähigkeit des Bundestages sicherzustellen und dafür zu sorgen, dass die Tagesordnung korrekt abgearbeitet wird.  

Der Bundestagspräsident ist verpflichtet, sein Amt unparteiisch auszuüben und alle Mitglieder des Parlaments, gleich welcher Fraktionszugehörigkeit, gleich und fair zu behandeln. Dies steht nicht in Widerspruch zu seiner Zugehörigkeit zu einer Fraktion. Wie jeder Abgeordnete verfügt er über ein Stimmrecht. 
Solange noch kein Bundestagspräsident gewählt ist, übernimmt der nach Lebensjahren älteste Abgeordnete als Alterspräsident dessen Funktionen. 

2. Die Fraktionsvorsitzenden

Jede Fraktion wählt aus ihrer Mitte eine/n Fraktionsvorsitzende/n. 

Diese/r hat die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die Positionen der jeweiligen Fraktion bestmöglich zum Tragen kommen und dass sich am Ende möglichst viel davon im Ge​setz wieder findet. Dies umfasst insbesondere: 

· die Leitung der Fraktionssitzungen mit dem Ziel, Einvernehmen über Ziele, Strategie und konkretes Handeln herbeizuführen

· die Koordination der fraktionsinternen Vorbereitungen auf die Ausschussarbeit

· die Vertretung der Fraktion nach außen und ggf. notwendige Absprachen mit den Vorsitzenden anderer Fraktionen

3. Die Ausschussvorsitzenden
Die Vorsitzenden werden jeweils von einer Fraktion (entsprechend einer vorherigen Absprache im Ältestenrat) benannt.

Ihre Aufgabe ist es, für geordnete und konstruktive Beratungen in ihrem Ausschuss zu sorgen.

Im Ausschuss gehören die Ausschussvorsitzenden zu den Vertretern ihrer jeweiligen Fraktion, müssen allerdings in ihrer Rolle als Sitzungsleiter alle Ausschussmitglieder fair und gleich behandeln.

Sie wachen über die Einhaltung des Zeitplans, sorgen dafür, dass jede/r in angemessener Weise zur Diskussion beitragen kann und die Darlegungen Ihrer Ausschuss​kolleg/innen in einem vertretbaren zeitlichen Rahmen bleiben. Es steht den Ausschussvorsitzenden zu, störende Mitglieder zur Ordnung zu rufen und nötigenfalls des Saales zu verweisen. 

Die Ausschussvorsitzenden sind verantwortlich dafür, dass zum Ende der Sitzung die Ergebnisse schriftlich festgehalten sind.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1.
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Benennen Sie eine/n Kandidatin/en für das Amt der Bundestagspräsidentin / des Bundestagspräsidenten

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Innenausschuss und wer beim Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend mitarbeitet

· Benennen Sie eine/n Kandidatin/en für den Vorsitz im Ausschuss für Familie, Senio​ren, Frauen und Jugend

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Innenausschuss: 

Bedeutet die vorgeschlagene Veränderung des Wahlrechts eine Stärkung der Demo​kratie im Hinblick auf Art. 38 (1) des Grundgesetzes? Ist eine Vertretung der Kinder durch ihre Eltern bei Wahlen nach dem Grundgesetz möglich? Steht ein selbständi​ges Wahlrecht ab 16 in Widerspruch zu den Regelungen zur Volljährigkeit?

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 

Kann ein Wahlrecht von Geburt an die Interessen von Kindern und Familien stärken? Kann ein selbständiges Wahlrecht ab 16 das Interesse und das Engagement junger Menschen für Politik fördern? Welche begleitenden Maßnahmen sind gegebenenfalls notwendig?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Innenausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 5 Minuten).

4.
Suchen Sie den Kontakt zu ihrem Koalitionspartner, um ein geschlossenes Auftreten herbeizuführen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Innenausschuss und wer beim Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend mitarbeitet

· Benennen Sie eine/n Kandidatin/en für den Vorsitz im Innenausschuss

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Innenausschuss: 

Bedeutet die vorgeschlagene Veränderung des Wahlrechts eine Stärkung der Demo​kratie im Hinblick auf Art. 38 (1) des Grundgesetzes? Ist eine Vertretung der Kinder durch ihre Eltern bei Wahlen nach dem Grundgesetz möglich? Steht ein selbständi​ges Wahlrecht ab 16 in Widerspruch zu den Regelungen zur Volljährigkeit?

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 

Kann ein Wahlrecht von Geburt an die Interessen von Kindern und Familien stärken? Kann ein selbständiges Wahlrecht ab 16 das Interesse und das Engagement junger Menschen für Politik fördern? Welche begleitenden Maßnahmen sind gegebenenfalls notwendig?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung der/s Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Innen​ausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 4 Minuten).

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 


	[image: image5.png]LRP

Liberale
Reformpartei







1. Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Innenausschuss und wer beim Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend mitarbeitet

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Innenausschuss: 

Bedeutet die vorgeschlagene Veränderung des Wahlrechts eine Stärkung der Demo​kratie im Hinblick auf Art. 38 (1) des Grundgesetzes? Ist eine Vertretung der Kinder durch ihre Eltern bei Wahlen nach dem Grundgesetz möglich? Steht ein selbständi​ges Wahlrecht ab 16 in Widerspruch zu den Regelungen zur Volljährigkeit?

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 

Kann ein Wahlrecht von Geburt an die Interessen von Kindern und Familien stärken? Kann ein selbständiges Wahlrecht ab 16 das Interesse und das Engagement junger Menschen für Politik fördern? Welche begleitenden Maßnahmen sind gegebenenfalls notwendig?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Beschlussempfehlung des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3,5 Minuten).

4.
Suchen Sie den Kontakt zu ihrem Koalitionspartner, um ein geschlossenes Auftreten herbeizuführen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Innenausschuss und wer beim Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend mitarbeitet

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Innenausschuss: 

Bedeutet die vorgeschlagene Veränderung des Wahlrechts eine Stärkung der Demo​kratie im Hinblick auf Art. 38 (1) des Grundgesetzes? Ist eine Vertretung der Kinder durch ihre Eltern bei Wahlen nach dem Grundgesetz möglich? Steht ein selbständi​ges Wahlrecht ab 16 in Widerspruch zu den Regelungen zur Volljährigkeit?

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 

Kann ein Wahlrecht von Geburt an die Interessen von Kindern und Familien stärken? Kann ein selbständiges Wahlrecht ab 16 das Interesse und das Engagement junger Menschen für Politik fördern? Welche begleitenden Maßnahmen sind gegebenenfalls notwendig?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Beschlussempfehlung des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. 
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Innenausschuss und wer beim Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend mitarbeitet

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Innenausschuss: 

Bedeutet die vorgeschlagene Veränderung des Wahlrechts eine Stärkung der Demo​kratie im Hinblick auf Art. 38 (1) des Grundgesetzes? Ist eine Vertretung der Kinder durch ihre Eltern bei Wahlen nach dem Grundgesetz möglich? Steht ein selbständi​ges Wahlrecht ab 16 in Widerspruch zu den Regelungen zur Volljährigkeit?

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 

Kann ein Wahlrecht von Geburt an die Interessen von Kindern und Familien stärken? Kann ein selbständiges Wahlrecht ab 16 das Interesse und das Engagement junger Menschen für Politik fördern? Welche begleitenden Maßnahmen sind gegebenenfalls notwendig?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 

· Was wollen wir? Soll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Innenausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Gesetz haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie das Gesetz grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

	Positionen der CVP
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Zu dem Gesetzesentwurf für eine Wahlrechtsänderung stehen Sie zwiespältig, denn Sie befürworten auf der einen Seite das Familienwahlrecht, stehen aber auf der anderen Seite einer Absenkung der Altersgrenze für das selbständige Wahlrecht auf 16 Jahre skeptisch gegenüber.

Die CVP hat sich inzwischen stark als Familienpartei profiliert. Sie möchte dieser Linie treu bleiben und sich die Familien als Wähler erhalten. Für ein Familienwahlrecht sprechen nach Ansicht der CVP folgende Argumente:

· Kinder und Familien sind die Keimzelle unserer Gesellschaft. Sie stehen unter dem be​sonderen Schutz des Grundgesetzes. Dennoch sind sie in unserer Gesellschaft viel​fach benachteiligt. Wenn Eltern stellvertretend für ihre Kinder ein Wahlrecht er​halten, werden sich die Prioritäten innerhalb der Politik zu Gunsten von Familien und von Kin​dern verändern. 
· In fast allen Angelegenheiten des täglichen Lebens entscheiden Eltern für ihre Kin​der. Sie dürfen für ihre Kinder zum Beispiel treuhänderisch Geld verwalten oder Be​sitz er​werben. Eltern haften auch für ihre Kinder. Daher sollte auch eine treuhänderi​sche Wahrnehmung des Wahlrechts durch die Eltern möglich sein. Es gibt nieman​den, der Kinder bei Wahlen besser vertreten könnte als ihre eigenen Eltern.
Einer Senkung der Altersgrenze für das selbständige Wahlrecht auf 16 Jahre stehen die meisten Mitglieder Ihrer Fraktion skeptisch gegenüber. Gegen das Wahlrecht ab 16 stehen nach deren Ansicht folgende Argumente: 

· Jugendliche haben an Politik weniger Interesse als Erwachsene.

· Das demokratische Teilhaberecht verlangt, dass man für seine eigenen Ent​scheidun​gen auch Verantwortung trägt. Rechte und Pflichten müssen daher in einem Gleich​ge​wicht stehen. Daher sollte auch das selbständige Wahlrecht erst mit der Volljährig​keit gegeben werden, wenn diesem zentralen Bürgerrecht auch die vollen Pflichten eines Bürgers gegenüber stehen. 

· Jugendliche haben nicht genug Reife und Verständnis, um politische Zusam​menhänge be​urteilen zu können. Jede Lebenserfahrung zeigt, dass man mit 16 Jahren nicht so erfahren und verantwortungsfähig ist, wie es bisher für das 18. Lebensjahr – übrigens in der ganzen Rechtsordnung unbestritten – vorausgesetzt wurde. 

· In den meisten demokratischen Staaten gilt das Wahlrecht ab 18.

Um die Gesetzeslage zu verändern, benötigen Sie eine Zweidrittelmehrheit. Diese können Sie nur erreichen, wenn Sie nicht nur gemeinsam mit Ihrem Koalitionspartner, der LRP, sondern darüber hinaus auch mit Teilen der Opposition zu einem Kompromiss kommen. Überlegen Sie daher: Wie wichtig sind Ihnen Ihre eigenen Anliegen in dem Gesetzentwurf? Welche Zugeständnisse sind sie gegebenenfalls bereit anderen Fraktionen zu machen, damit diese Anliegen durchgesetzt werden können?
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Ihre Fraktion ist bezüglich des vorliegenden Gesetzentwurfes noch nicht einig. 

Die Initiative für ein Wahlrecht von Geburt an, welches zunächst durch die Eltern vertreten wird, ging insbesondere von den Jugend-, Familien- und Sozialpolitiker/innen Ihrer Fraktion aus. Ihre Argumente für ein Wahlrecht von Geburt an sind dabei: 

· Das Wahlrecht ist das grundlegende Bürgerrecht in einem Staat. Rechte entstehen nicht mit Volljährigkeit, sondern Rechte  bestehen von Geburt an. 

· Bis die Kinder dieses Recht selbst ausüben dürfen, kann es von den Eltern treuhänderisch wahrgenommen werden. (Vergleichbar können Eltern schon heute treuhänderisch für ihre Kinder Geld verwalten oder Aktien erwerben.)

· Kinder und Familien sind innerhalb der deutschen Gesellschaft benachteiligt. Ein Wahlrecht von Geburt an würde die Politikerinnen und Politiker zwingen, die besonderen Interessen von Minderjährigen und Familien  zu beachten.
· Familien müssen unterstützt werden. Denn ohne Kinder kann unser soziales Versorgungs​system nicht funktionieren. Wenn unser politisches System die Familien weiterhin benach​tei​ligt, zerstört es seine eigenen Grundlagen. 
Andere Mitglieder nennen folgende Argumente gegen ein Familienwahlrecht: 

· Ein Familienwahlrecht stellt eine unzulässige Diskriminierung von Kinderlosen gegenüber Menschen mit Kindern dar. 

· Ein Familienwalrecht darf nicht darüber hinwegtrösten, dass Familien benachteiligt sind und Kinder nicht nur durch Wahlen, sondern auch finanziell besser gestellt werden müssen. 
Während viele linke und jüngere Mitglieder der APD ein Wahlrecht ab 16 befür​worteten, stehen viele ältere Mitglieder diesem skeptisch gegenüber. 

Argumente für ein selbständiges aktives Wahlrecht ab 16:

· Jugendliche müssen mit den heute getroffenen Entscheidungen später leben: Sie sollten über ihre Zukunft mitentscheiden dürfen.
· Viele Jugendliche wünschen sich, Einfluss auf politische Entscheidungen nehmen zu können. Wahlrecht ist keine Wahlpflicht. Wer wählen möchte, sollte dies aber dürfen.
· Jugendliche haben spezifische Interessen gegenüber älteren Bürgern: zum Beispiel in Fragen von Umwelt, Staatsverschuldung und Rentenpolitik. Das Wahlrecht ab 16 würde die Politiker/innen zwingen, sich über diese Interessen zu informieren und sie in ihrer Politik zu berücksichti​gen. 

Argumente gegen ein selbständiges aktives Wahlrecht ab 16:

· Vollen Bürgerrechten müssen volle Bürgerpflichten entgegenstehen, die erst mit der Volljährigkeit eintreten.
· Jugendliche haben nicht das notwendige Verständnis, politische Zusam​menhänge  in ihrer Komplexität zu be​urteilen.
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Ihre Fraktion ist gegenüber dem Gesetzentwurf gespalten. 

Eine Senkung des Wahlalters befürwortet die Mehrheit Ihrer Fraktion. Insbesondere viele junge, 2009 für die LRP in den Bundestag eingezogene Abgeordnete, machen sich für ein Wahlrecht ab 16 stark und stützen sich dabei auf folgende Argumente:

· Zahlreiche Jugendliche interessieren sich für Politik und wünschen sich, Einfluss auf politi​sche Entscheidungen zu nehmen. Durch das selbständige Wahlrecht ab 16 und die Chance, Einfluss zu nehmen, werden sich mehr junge Menschen politisch in​te​res​sieren und engagieren.
· Wahlrecht ist keine Wahlpflicht. Wer wählen möchte, sollte dies aber dürfen.
· Jugendliche müssen heute früher Verantwortung übernehmen: Sie ziehen frü​her aus dem Elternhaus aus, haben mit 16 oft bereits einen Ausbildungsplatz und verdienen ihr eigenes Geld. Ab 14 sind Jugendliche zudem strafmündig.
· Die Absenkung der Altersgrenze für das Wahlrecht bedeutet eine Ausweitung von Demo​kra​tie und Bürgerrechten.
· Volljährigkeit ist keine Voraussetzung für das Wahlrecht. Auch zwischen 1970 und 1974 wich das Wahlalter vom Alter der Volljährigkeit ab (wählen durfte man mit 18 Jahren, die Volljährigkeit erreichte man aber erst mit 21 Jahren).

Dem Familienwahlrecht stehen dagegen die meisten Mitglieder skeptisch gegenüber: 

· Das Familienwahlrecht verletzt den fundamentalen Verfassungsgrundsatz „One man - one vote“. Es führt zu einer Ungleichheit der Stimmen. Es privilegiert Personen mit Kindern gegenüber Kinderlosen und bedeutet insofern eine Diskriminierung.

· Familien benötigen eine vernünftige Familienpolitik. Ein Familienwahlrecht kann eine vernünftige Familienpolitik nicht ersetzen. 
· Eine stellvertretende Ausübung des Wahlrechts durch die Eltern könnte gegen das Prinzip der persönlichen und geheimen Wahl verstoßen. Dies müsste geprüft werden.

Einige Abgeordnete der LRP sprechen sich jedoch auch für das Familienwahlrecht aus:

· Das Familienwahlrecht bedeutet eine logische Fortführung der familienpolitischen Ausrichtung der LRP, mit der sich die LRP seit einiger Zeit zunehmend für die Belange der jungen Generation einsetzt.

· In fast allen Angelegenheiten des täglichen Lebens entscheiden Eltern für ihre Kin​der. Eltern haften auch für ihre Kinder. Es gibt nieman​den, der Kinder bei Wahlen besser vertreten könnte als ihre eigenen Eltern.
Einigen Sie sich zunächst innerhalb Ihrer Fraktion in der Frage des Wahlrechts. Sodann sollten Sie überlegen: Um die Gesetzeslage zu verändern, benötigen Sie eine Zweidrittelmehrheit. Diese können Sie nur erreichen, wenn Sie nicht nur gemeinsam mit Ihrem Koalitionspartner, der CVP, sondern darüber hinaus auch mit Teilen der Opposition zu einem Kompromiss kommen. Überlegen Sie daher: Wie wichtig sind Ihnen Ihre eigenen Anliegen in dem Gesetzentwurf? Welche Zugeständnisse sind Sie gegebenenfalls bereit anderen Fraktionen zu machen, damit diese Anliegen durchgesetzt werden können?
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Der Initiative für ein Wahlrecht von Geburt an, welches zunächst durch die Eltern ausgeübt werden soll, stehen Sie sehr skeptisch gegenüber. Ihrer Meinung nach böte das Familienwahlrecht für die Regierung vor allem die Möglichkeit, besondere Familienfreundlichkeit zu demonstrieren und von ihrer ansonsten unzureichenden Familienpolitik abzulenken. 

Dies wollen Sie der Bundesregierung so nicht durchgehen lassen! Als Anwältin einer sozial gerechten und kinderfreundlichen Gesellschaft tritt die PSG für eine wahrhaftige und tatsächlich wirksame Familienpolitik ein, die sich nicht in purer Symbolik erschöpft.

Große Sympathie bringt die PSG jedoch einer Absenkung des aktiven Wahlalters entgegen:

· Das Recht, früher zur Wahl zu gehen, bewirkt, dass junge Menschen sich früher um politische und gesellschaftliche Belange kümmern, weil ihnen demonstriert würde, dass der Allgemeinheit ihre Meinung und ihre Mitwirkung wichtig sind. 

· Die Absenkung der Altersgrenze für das Wahlrecht bedeutet eine Ausweitung von Demo​kratie und Bürgerrechten.

· Viele Jugendliche interessieren sich für Politik und wünschen sich, Einfluss auf politische Entscheidungen nehmen zu können. 

In diesem Bereich würden Sie allerdings wesentlich weiter gehen als die Bundesregierung – Sie können sich gut eine Wahlteilnahme von 14 oder gar 12 Jahre vorstellen, sofern diese in den Schulen angemessen vorbereitet würden. 

(Die Wahlstrategen Ihrer Parteizentrale haben ermittelt, dass links-orientierte Jugendliche verglichen mit dem Durchschnitt politisch besonders aktiv sind. Daher erhoffen Sie sich, dass sich eine Absenkung des Wahlalters für die PSG besonders positiv auswirkt, weil junge Linke eher zur Wahl gehen als andere. Für Ihre Partei möglicherweise ein interessanter Anreiz, den Sie den politischen Gegner in Diskussionen allerdings nicht unbedingt wissen lassen sollten.)
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Die Ausweitung des Wahlrechts bedeutet für die ÖSP eine konsequente Fortsetzung ihres lang​jährigen Einsatzes für die Ausweitung von Demokratie und Bürgerrechten. In zahlreichen Bundesländern war die ÖSP maßgebliche Kraft dabei, ein Wahlrecht ab 16 auf kommunaler Ebene einzuführen und zuletzt in Bremen auch auf Landesebene. Ein Wahlrecht ab 16 Jahren auf Bundesebene wäre für Sie ein sehr wichtiger weiterer Schritt. 

Argumente für ein selbständiges Wahlrecht ab 16
· Im Grundgesetz steht „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“; nicht „vom volljährigen Volke“. Wenn Minderjährige kein Wahlrecht haben, werden fast 20 Prozent der Bevölke​rung nicht repräsentiert.

· Viele Jugendliche interessieren sich schon jetzt für Politik und wünschen sich, Einfluss auf politische Entscheidungen nehmen zu können. Durch das selbständige Wahlrecht ab 16 und die Chance, Einfluss zu nehmen, werden sich mehr junge Menschen politisch in​te​res​sieren und engagieren.

· Wahlrecht ist keine Wahlpflicht. Wer wählen möchte, sollte dies aber dürfen.
· Volljährigkeit ist keine Voraussetzung für das Wahlrecht. Auch zwischen 1970 und 1974 wich das Wahlalter vom Alter der Volljährigkeit ab (wählen durfte man mit 18 Jahren, die Volljährigkeit erreichte man aber erst mit 21 Jahren).

· Jugendliche müssen heute früher Verantwortung übernehmen: Sie ziehen frü​her aus dem Elternhaus aus, haben mit 16 oft bereits einen Ausbildungsplatz und verdienen ihr eigenes Geld. Ab 14 sind Jugendliche zudem strafmündig.
· Heranwachsende haben in vielen Politikbereichen spezifische Inte​ressen: z.B. Umweltschutz, Rentenpolitik, Staatsverschul​dung. Erst wenn Jugendliche das Wahlrecht besitzen, werden Politiker/innen diese Anliegen ausreichend be​rück​sichtigen. Denn Wahlstim​men bestimmen in der Politik die Entscheidungen. 

Das Familienwahlrecht:

Einer stellvertretenden Wahl durch die Eltern stehen Sie eigentlich skeptisch gegenüber. Denn Sie möchten Kinder zur Selbständigkeit ermutigen. In Verbindung mit einem selbständigen Wahlrecht ab 16 könnten Sie den Gesetzentwurf aber als einen guten Kompromiss betrachten. 

Zudem erhoffen Sie sich durch die Aufgabe der Eltern, ihre Kinder zu vertreten, Gespräche zwischen Eltern und Kindern über Politik und damit eine Heranführung an die Politik im frühen Alter. 

Szenario

Eine fraktionsübergreifende Gruppe von Jugendpolitikern schlägt vor, das Wahlrecht zu ändern: Jede und jeder Deutsche soll von Geburt an das Wahlrecht besitzen. Bis zum 16. Lebensjahr soll das Wahlrecht durch die Eltern treuhänderisch ausge​übt werden. Ab dem 16. Lebensjahr sollen alle Bundesbürgerinnen und Bundesbürger selber wählen dürfen. Die Abgeordneten des Bundestages sind nun aufgerufen, über diesen Vor​schlag zu entscheiden. 

Die Abgeordneten diskutieren und beraten in ihren Fraktionen, in Ausschüssen und im Ple​num über den Gesetzesvorschlag und mögliche Veränderungen, bevor sie im Plenum ab​stimmen. Sie thematisieren Chancen und Probleme, die mit dem Gesetzentwurf verbunden sind und versuchen, ihre Interessen durchzusetzen.

Bei den Beratungen des Bundestages hat der Innenausschuss die Federführung. Beratend beteiligt ist der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

Die Rechtslage

Für eine Veränderung des Wahlrechts muss das Grundgesetz geändert werden. Dies ist nur möglich, wenn mindestens 2/3 der Abgeordneten zustimmen. 

Vorgeschlagen wird, Absatz 2 in Artikel 38 des Grundgesetzes zu ändern. Insgesamt lautet Artikel 38 folgendermaßen:

1) 
Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen. 

(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat; wählbar ist, wer das Alter erreicht hat, mit dem die Volljährigkeit eintritt. 

(3) Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz.

Die Diskussion über das Wahlrecht

Das zunehmende Desinteresse von Jugendlichen gegenüber der Politik auf der einen Seite und die gesellschaftliche Benachteiligung von Familien auf der anderen Seite haben in den letzten Jahren in Politik und Öffentlichkeit zu breiten Diskussionen über das Wahlrecht ge​führt. Angesichts der spezifischen Auswirkungen, welche die heutige Politik für die Zukunft junger Menschen hat (Rentensystem, Umwelt, Staatsverschuldung etc.), wird seit längerer Zeit über die Einführung eines Wahlrechts von Geburt an diskutiert.

Im Lauf der deutschen Geschichte hat sich die Altersgrenze für das Wahlrecht schon mehr​mals geändert. Bis zum Ende des ersten Weltkriegs durften Männer ab dem  25. Lebensjahr wählen, in der Weimarer Republik und im Dritten Reich dann Männer und Frauen mit 20, nach der Gründung der Bun​desrepublik mit 21, und seit 1974 mit 18 Jahren. 

In den vergangenen Jahren wurden bereits mehrere Initiativen in Deutschland unternommen, um neue Bevölkerungsgruppen politisch zu beteiligen und der Politik eine breitere demokratische Basis zu geben. So gab es eine Gesetzesinitiative, Aus​ländern das kommunale Wahlrecht zu geben. EU-Bürger besitzen inzwischen das kommu​nale Wahlrecht. In mehreren Bundesländern gilt bei Kommunalwahlen ein Wahlrecht ab 16. Als erstes Bundesland hat Bremen im Oktober 2009 das Wahlrecht ab 16 auf Landesebene eingeführt. 

Auch in anderen Staaten gibt es Neuerungen. Österreich führte im Juli 2007 als erster Staat innerhalb der EU ein aktives Wahlrecht ab 16 Jahren auf gesamtstaatlicher Ebene ein. 

Mit dem Gesetzentwurf eines Familienwahlrechts liegt zum ersten Mal ein Vorschlag vor, allen deutschen Bürgerinnen und Bürgern ein Wahlrecht zu geben. 

Als Abgeordnete/r ist es nun Ihre Aufgabe, sich in die Materie einzuarbeiten und durch die Arbeit in Ihrer Fraktion, in Ihrem Ausschuss und im Plenum gemeinsam mit Ihren Kollegin​nen und Kollegen das bestmögliche Gesetz zu beschließen.

Deutscher Bundestag        



  


Drucksache 17 / 1                                                      

17. Wahlperiode

Vorblatt zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von  Artikel 38 (2) GG
eingebracht von Jugendpolitikern aller Fraktionen

A. Zielsetzung

Kinder und Jugendliche haben spezifische Interessen innerhalb unserer Gesellschaft. Politi​sche Ent​scheidungen haben unmittelbare Auswirkungen auf ihr Leben. Die veränderte Lebenssituation fordert von ihnen eine immer frühere Über​nahme von Verantwortung in der Gesellschaft und im Arbeitsleben. Zugleich fühlen sich viele von ihnen der Politik entfremdet. Das vorliegende Gesetz soll dazu beitragen, Jugendliche wieder mehr für unser Gemeinwesen zu interessieren.

Aufgrund des demographischen Wandels wird der Anteil junger Menschen an der Gesamtgesellschaft immer geringer. Für die Zukunft unseres Landes, die Leistungsfähigkeit unserer Industrie und die Stabilität unserer sozialen Sicherungssysteme ist es allerdings wichtig, dass günstige Rahmenbedingungen für Familien und Kinder geschaffen werden. Um dies zu erreichen, brauchen alle Familien mit minderjährigen Kindern mehr Stimmgewicht im demokratischen Prozess. 

B. Lösung

Die vorgeschlagene Veränderung von Absatz 2 in Artikel 38 Grundgesetz bewirkt, dass alle Deut​schen von Geburt an das aktive Wahlrecht erhalten. Bis zur Vollendung des 16. Lebensjah​res wird dieses Recht von den Eltern treuhänderisch ausgeübt. Dadurch wird den Belangen von Kindern und Familien in unserer Gesellschaft ein neuer Stel​lenwert beigemessen wer​den. 

Vom 16. Lebensjahr an haben junge Menschen das Recht, sich selbst an den Wah​len zu beteiligen. Dies entspricht dem Alter, in dem Menschen Entscheidungen über Ausbildung und Beruf selbst treffen können sowie grundlegende Geschäftsfähigkeit und Strafmündigkeit erlangen, in dem politische Entscheidungen für sie daher eine unmittelbare Bedeutung er​langen. Durch die Teilnahme an Wahlen bekommen die Jugendlichen ab 16 Jahren die Möglichkeit, auf politische Entscheidungen Einfluss zu nehmen und dadurch einen größeren Anreiz, sich für Politik zu engagieren. 

C. Alternativen

Beibehaltung des Artikels 38 (2) GG in der bisherigen Form, Stärkung der Rechte junger Bürgerinnen und Bürger auf anderem Wege.

D. Begleitmaßnahmen

Wir empfehlen eine Ausdehnung jugend- und bildungspolitischer Maßnahmen, wel​che den Jugendlichen frühzeitig die Auseinandersetzung mit der Politik und die politi​sche Beteiligung ermöglichen. Auf diese Weise können Jugendliche frühzeitig zur politischen Urteilsbildung befähigt und zur Teilnahme an Wahlen nach Vollendung des 16. Lebensjahres motiviert werden.

Deutscher Bundestag               
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17. Wahlperiode

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von  Artikel 38 (2) GG

(Aktives Wahlrecht von Geburt an und Senkung des Mindestalters für die selb​ständige Teilnahme an Wahlen zum Deutschen Bundestag)

§ 1. Absatz 2 des Artikels 38 GG soll künftig lauten: 

(Satz1) 
Jede Bürgerin und jeder Bürger hat von Geburt an das aktive Wahlrecht, das bis zur Erreichung der Altersgrenze für die selbständige Ausübung von den Eltern treuhänderisch wahrgenommen wird.

(Satz 2)
Das aktive Wahlrecht selbst ausüben kann, wer das sechzehnte Lebensjahr  vollendet hat. 

(Satz 3)
Wählbar ist, wer das Alter erreicht hat, mit dem die Volljährigkeit eintritt. 

Parlamentseröffnung 
durch die Alterspräsidentin / den Alterspräsidenten 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

die Bundestagsverwaltung hat mich informiert, dass ich die / der älteste Abgeordnete des Deutschen Bundestages bin. Der guten Ordnung halber möchte ich fragen, ob jemand unter den Anwesenden älter als 75 Jahre ist? Dies scheint nicht der Fall zu sein.

Damit erkläre ich die konstituierende Sitzung für eröffnet. 

Ich freue mich, dass Sie alle erschienen sind. Die Fraktionen haben heute ja bereits alle ge​tagt. 

Nachdem dort neue Fraktionsvorsitzende gewählt wurden, möchte ich Ihnen kurz diejenigen vorstellen, die sich bereit gefunden haben, diese Aufgabe zu übernehmen. Ich bitte die jeweils genannten Kolleginnen und Kollegen, kurz aufzustehen, damit alle sie sehen können. 

1. Die Fraktion der CVP wird geführt von 
____________________

2. Die Fraktion der APD wird geführt von 
____________________

3. Die Fraktion der LRP wird geführt von 
____________________

4. Die Fraktion der PSG wird geführt von 
____________________

5. Die Fraktion der ÖSP wird geführt von 
____________________ 

Ich wünsche den genannten Kolleginnen und Kollegen eine glückliche Hand und viel Erfolg!

Lassen Sie uns nun eine Präsidentin / einen Präsidenten wählen.

Gemäß parlamentarischer Tradition steht es der größten Fraktion zu, eine Kandidatin oder einen Kandidaten für dieses Amt zu benennen. 

Als Vorsitzende/n der CVP-Fraktion bitte ich Frau / Herrn ______________________ um den Vorschlag 

(...)

Wer stimmt der Wahl zu?

Gegenstimmen?

Enthaltungen?

Ich stelle fest, dass die / der Abgeordnete _______________________ zur Präsidentin / zum Präsi​denten gewählt ist. Nehmen Sie die Wahl an?     

(Gratulation)

Damit übergebe ich den Vorsitz an unsere neue Präsidentin / unseren neuen Präsidenten.

Begrüßung und Sitzungsleitung der Ersten Lesung

(Begrüßung)

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte Sie herzlich zur ersten Arbeitssitzung des Bundestages begrüßen. Wir wollen uns heute mit einem Gesetzentwurf aus der Mitte des Bundestages befassen.

(Mitteilungen über Ausschüsse)

Zuvor möchte ich Ihnen jedoch noch einige Mitteilungen machen:

Entsprechend der Zuständigkeitsbereiche von Bundesministerien legt die Geschäftsordnung des Bundestages fest, dass es einen Innenausschuss sowie einen Ausschuss für Familie, Senio​ren, Frauen und Jugend geben soll. 

Gemäß Absprache zwischen den Fraktionen fällt der Vorsitz im Innenausschuss an die APD-Fraktion. Diese hat als Vorsitzende/n die Abgeordnete / den Abgeordneten

_______________________ be​nannt. 

Der Vorsitz im Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend fällt an die CVP-Frak​tion. Diese hat als Vorsitzende/n die Abgeordnete / den Abgeordneten

_______________________ benannt. 

Ich beglückwünsche die neuen Vorsitzenden und hoffe auf gute Zusammenarbeit.

(Erste Lesung des Gesetzentwurfes)

Nun kommen wir zum ersten und einzigen Punkt unserer heutigen Tagesordnung:

„Erste Lesung des aus der Mitte des Bundestages eingebrachten Gesetzentwurfes zur Än​de​rung des Grundgesetzes in Artikel 38, Absatz 2.“

Nach Anhörung der Ausschüsse und Fraktionen sieht der Ältestenrat vor, dass der Innenausschuss die Federführung übernehmen, gleichzeitig aber auch der Aus​schuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend befasst wer​den soll. Weiterhin schlägt der Ältestenrat eine Überweisung an die Ausschüsse ohne vorherige Aussprache im Plenum vor. 

Dazu sehe ich keinen Widerspruch. Damit ist dies beschlossen.

Ich schließe die erste Lesung.
(Sitzungsende)

Ich danke Ihnen für die gute Zusammenarbeit und wünsche Ihnen fruchtbare Arbeit in den Ausschüssen.
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Ausschussberatung des Entwurfes eines Gesetzes zur Änderung von Artikel 38 (2) GG 

Bericht des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

an den Innenausschuss

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vertritt in Bezug auf das oben 

ge​nannte Gesetz folgende Position: 

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	


Mit kollegialen Grüßen: _____________________

                                      (Ausschussvorsitzende/r)
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Ausschussberatung des Entwurfes eines Gesetzes zur Änderung von Artikel 38 (2) GG 

Beschlussempfehlung des Innenausschusses

Der Innenausschuss hat sich mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundge​setzes in Artikel 38 (2) über das Wahlrecht befasst. 

Unter Berücksichtigung der Arbeitsergebnisse des mitberatenden Ausschusses schlagen wir vor, der Bundestag wolle beschließen:

O den Gesetzesvorschlag abzulehnen und die bisherige Rechtslage beizubehalten
O den Gesetzvorschlag in der folgenden Fassung anzunehmen:
Satz 1 
(Wortlaut der ursprünglichen Entwurfes: 


„ Jede Bürgerin und jeder Bürger hat von Geburt an das aktive Wahlrecht, das bis zur Erreichung der Altersgrenze für die selbständige Ausübung von den Eltern treuhänderisch wahrgenommen wird.“) 


_______________________________________________________________


_______________________________________________________________

Satz 2 
(Wortlaut des ursprünglichen Entwurfes: 


„ Das aktive Wahlrecht selbst ausüben kann, wer das sechzehnte Lebensjahr  vollendet hat.“) 

_______________________________________________________________

_______________________________________________________________

Satz 3
(Wortlaut des ursprünglichen Entwurfes:


„Wählbar ist, wer das Alter erreicht hat, mit dem die Volljährigkeit eintritt.“) 

_______________________________________________________________

_______________________________________________________________

	Beschlossen mit

Zustimmung: ____ Pers.         Ablehnung:    ____ Pers.         Enthaltung:    ____ Pers.




Mit kollegialen Grüßen: ______________________

                                       (Ausschussvorsitzende/r)     
	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der CVP beantragt, 







     

die Beschlussempfehlung des Innenausschusses wie folgt zu verändern:

1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

5.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


                            (Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript
	[image: image17.png]Christliche
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Sie haben eine Redezeit von 5 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der APD beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Innenausschusses wie folgt zu verändern:

§ 1.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 5.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


                           (Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript
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Sie haben eine Redezeit von 4 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der LRP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Innenausschusses wie folgt zu verändern:

§ 1.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 5.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


                            (Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 
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Sie haben eine Redezeit von 3,5 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der PSG beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Innenausschusses wie folgt zu verändern:

§ 1.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 5.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________

                                      (Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 
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Sie haben eine Redezeit von 3 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
	Änderungsantrag
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17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der ÖSP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Innenausschusses wie folgt zu verändern:

§ 1.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 5.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


                           (Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 


	[image: image25.png]OSP
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Sie haben eine Redezeit von 3 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Sitzungsleitung der Zweiten und Dritten Lesung

(Begrüßung)

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich begrüße Sie zu unserer Plenardebatte.

Aufrufen möchte ich den Tagesordnungspunkt 1: Zweite Lesung des aus der Mitte des Bundestages ein​gebrachten Entwurfes eines Gesetzes zur  Änderung des Artikels 38 Absatz 2 Grundgesetz. 

Vorstellung der Beschlussempfehlung

Ich bitte den / die Abgeordnete/n ________________________ uns als Berichterstatter/in des Innenausschusses dessen Beschlussempfehlung vorzutragen: (...)

(Aussprache)

Ich bitte die Fraktionen zur Aussprache über diesen Gesetzesentwurf. 

Auf Vorschlag des Ältestenrates kommt der Fraktion der CVP eine Redezeit von 5 Minuten, der Fraktion der APD eine Redezeit von 4 Minuten, der Fraktion der LRP eine Redezeit von 3,5 Minuten, den Fraktionen der PSG und ÖSP eine Redezeit von 3 Minuten zu. 

Für die Fraktion der CVP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der APD  spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der LRP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der PSG spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der ÖSP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

(Abstimmung über Änderungsanträge – falls vorliegend)

Ich werde jetzt nacheinander die vorliegenden Änderungsanträge zur Abstimmung stellen. 

1. Änderungsantrag der Fraktion der ________ 

Diejenigen, die diesen Änderungsantrag unterstützen, bitte ich um das Handzeichen: 

Wer ist dafür? – dagegen? – Wer enthält sich? 

2. Änderungsantrag der Fraktion der ________ 

Diejenigen, die diesen Änderungsantrag unterstützen, bitte ich um das Handzeichen: 

Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

u.s.w.

(Abstimmung über die Beschlussempfehlung)

Wer  

· dem Gesetz 


· in der vom federführenden Ausschuss niedergelegten Fassung 
{falls dort verändert}
· unter Berücksichtigung der gerade beschlossenen Änderungen {falls erfolgt}
· einer Ablehnung des Gesetzes {falls vom federführenden Ausschuss empfohlen}
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 

Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

VARIANTE 1:

(Falls das Gesetz  in der Zweiten Lesung abgelehnt wurde, endet hier die Sitzung)
Meine Damen und Herren, 

damit ist der Gesetzentwurf in der zweiten Lesung gescheitert, die dritte Lesung entfällt. 

Ich möchte mich bei Ihnen allen für die aktive Teilnahme und konstruktive Mitarbeit bedan​ken und erkläre das Planspiel für beendet.

VARIANTE 2:

(Falls das Gesetz in der Zweiten Lesung angenommen wurde, folgt unmittelbar die Dritte Lesung)
Sehr geehrte Damen und Herren,

damit hat der Gesetzentwurf in zweiter Lesung die erforderliche Mehrheit erreicht. 

Damit kommen wir zum letzten Tagesordnungspunkt: Dritte Lesung des aus der Mitte des Bundestages eingebrachten Entwurfes eines Gesetzes zur  Änderung des Artikels 38 Absatz 2 Grund​gesetz. 

(Verlesung)

Der vorliegende Gesetzesentwurf, wie er aus der zweiten Lesung hervor ging, ist Ihnen bekannt. 

(Schlussabstimmung des Gesetzgebungsprozesses)

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung:

Wer dem Gesetzentwurf in der vorliegenden Form zustimmen möchte, den bitte ich, sich zu erheben. 

– Bitte setzen Sie sich – 

Wer stimmt dagegen?

– Bitte setzen auch Sie sich - 

Enthaltungen?  

Damit ist der Gesetzentwurf angenommen / gescheitert.

(Sitzungsende)

Meine Damen und Herren, 

ich möchte mich bei Ihnen allen für die aktive Teilnahme und konstruktive Mitarbeit bedan​ken und erkläre das Planspiel für beendet.
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